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E m p f e h l u n g e n  
der Ausschüsse 

R 

zu Punkt ... der 877. Sitzung des Bundesrates am 26. November 2010 
 
 

Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 

 

Der Rechtsausschuss empfiehlt dem Bundesrat,   
in den folgenden beim Bundesverfassungsgericht anhängigen Verfahren von einer 
Äußerung und einem Beitritt abzusehen, da bei diesen keine Umstände ersichtlich 
sind, die eine Stellungnahme des Bundesrates geboten erscheinen lassen: 

 
a) Verfahren über die Anträge festzustellen, 
 - der Antragsgegner zu 1 hat die Rechte des An-

tragstellers aus Artikel 38 Absatz 1 Satz 2 GG 
analog dadurch verletzt, dass er dem Antragstel-
ler im Rahmen der 14. Bundesversammlung am 
30. Juni 2010 keine Gelegenheit gegeben hat, 
den von ihm sowie den weiteren Mitgliedern der 
Bundesversammlung A. und Dr. M. gestellten 
Antrag, die von den Ländern Bayern, Baden-
Württemberg, Brandenburg, Berlin, Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Saarland, Sachsen-Anhalt und Thüringen ent-
sandten Delegierten wegen fehlerhafter Wahl in 
den jeweiligen Landtagen von den Beratungen 
und Beschlussfassungen der 14. Bundesver-
sammlung auszuschließen, mündlich zu begrün-
den, 
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- der Antragsgegner zu 1 hat die Rechte des An-
tragstellers aus Artikel 38 Absatz 1 Satz 2 GG 
analog dadurch verletzt, dass er den von ihm 
sowie den weiteren Mitgliedern der Bundesver-
sammlung A. und Dr. M. gestellten Antrag, die 
von den Ländern Bayern, Baden-Württemberg, 
Brandenburg, Berlin, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen-
Anhalt und Thüringen entsandten Delegierten 
wegen fehlerhafter Wahl in den jeweiligen 
Landtagen von den Beratungen und Beschluss-
fassungen der 14. Bundesversammlung auszu-
schließen, im Plenum nicht zur Abstimmung ge-
stellt hat, 

- der Antragsgegner zu 1 hat die Rechte des An-
tragstellers aus Artikel 38 Absatz 1 Satz 2 GG 
analog dadurch verletzt, dass er dem Antragstel-
ler im Rahmen der 14. Bundesversammlung 
keine Gelegenheit gegeben hat, den von ihm 
sowie den weiteren Mitgliedern der Bundesver-
sammlung A. und Dr. M. gestellten Antrag 
betreffend die Einbringung eines eigenen Ent-
wurfs für eine Geschäftsordnung der Bundesver-
sammlung mündlich zu begründen, 

- der Antragsgegner zu 1 hat die Rechte des An-
tragstellers aus Artikel 38 Absatz 1 Satz 2 GG 
analog dadurch verletzt, dass er den von ihm 
sowie den weiteren Mitgliedern der Bundesver-
sammlung A. und Dr. M. gestellten Antrag 
betreffend die Einbringung eines eigenen Ent-
wurfs für eine Geschäftsordnung der Bundesver-
sammlung im Plenum nicht zur Abstimmung ge-
stellt hat, 

- der Antragsgegner zu 1 hat die Rechte des An-
tragstellers aus Artikel 38 Absatz 1 Satz 2 GG 
analog dadurch verletzt, dass er dem Antragstel-
ler im Rahmen der Sitzung der 14. Bundesver-
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sammlung am 30. Juni 2010 keine Gelegenheit 
gegeben hat, den von ihm sowie den weiteren 
Mitgliedern der Bundesversammlung A. und 
Dr. M. gestellten Antrag, jedem Wahlvor-
schlagsträger die Benennung eines bei der 
Stimmenauszählung anwesenden Wahlbeobach-
ters zu gestatten, mündlich zu begründen, 

- die Antragsgegnerin zu 2 hat die Rechte des An-
tragstellers aus Artikel 38 Absatz 1 Satz 2 GG 
analog in Verbindung mit Artikel 20 Absatz 2 
GG dadurch verletzt, dass sie den vom An-
tragsteller zusammen mit den weiteren Mitglie-
dern der Bundesversammlung A. und Dr. M. 
eingebrachten Antrag, jedem Wahlvorschlags-
träger die Benennung eines bei der Stimmenaus-
zählung anwesenden Wahlbeobachters zu gestat-
ten, abgelehnt hat, 

- die Antragsgegnerin zu 2 hat die Rechte des An-
tragstellers aus Artikel 38 Absatz 1 Satz 2 GG 
analog dadurch verletzt, dass sie den Beschluss 
gefasst hat, dass bezüglich Geschäftsordnungs-
anträgen und anderen Anträgen keine mündliche 
Begründung und keine Aussprache stattfinden 
darf, 

- die Antragsgegnerin zu 2 hat die Rechte des An-
tragstellers aus Artikel 38 Absatz 1 Satz 2 GG 
analog dadurch verletzt, dass sie die Wahl des 
Bundespräsidenten in fehlerhafter Zusammen-
setzung durchgeführt hat 

Antragsteller: Herr U. P. 
Antragsgegner: 1. Präsident des Deutschen Bun-

destages als Präsident der 
14. Bundesversammlung, 

2. 14. Bundesversammlung, ver-
treten durch den Präsidenten 
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b) Verfassungsbeschwerde 
des Herrn J. S.  
unmittelbar gegen 
- den Beschluss des Oberlandesgerichts Frankfurt 

am Main vom 8. Dezember 2009 - 3 Ws 239/09 
(StVollz) -, 

- den Beschluss des Landgerichts Marburg vom 
12. Februar 2009 - 7a StVK 78/08 -, 

mittelbar gegen 
§ 5 Absatz 3 HessMaßrVollzG 
wegen 
Unvereinbarkeit mit Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 und 
Artikel 33 Absatz 4 GG 
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